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Anlage 5 zur GRDrs 767/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
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	10-5.1 
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	Haupt- und Personalamt
Abt. Personalservice
	A 12
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	--
	49.650


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer halben Stelle für eine/n Sachbearbeiter/-in  im Beamtenverhältnis in Bes.Gr. A 12 für das Sachgebiet Personalwirtschaft der Abteilung Personalservice des Haupt- und Personalamts. 
2
Schaffungskriterien

Neue Aufgaben, Erweiterung von bestehenden Aufgaben, u.a. durch zwingende gesetzliche Vorschriften (z.B. Dienstrechtsreformgesetz, Schwerbehindertenvorschriften, AGG) und Veränderungen in den Strukturen und Aufgabenfeldern der Kommunalverwaltung (u.a. demografische Entwicklung).
3
Bedarf

3.1
Anlass
Der Bereich Ämterbetreuung/Grundsatzangelegenheiten im Sachgebiet Personalwirtschaft erfährt seit mehreren Jahren einen mittlerweile nicht mehr kompensierbaren Aufgabenzuwachs, der sich aus folgenden Faktoren zusammensetzt: 

a) Änderung und Erweiterung von gesetzlichen/tariflichen Vorschriften.

Die Personalwirtschaft ist seit jeher geprägt von einer Vielzahl zu beachtender komplexer Rechtsvorschriften und Rechtsprechung. In der jüngeren Vergangenheit sind weitere Rechtsänderungen hinzu gekommen, die zusätzliche Aufgaben für die Personalwirtschaft bedeuten. Beispielhaft genannt seien:
· Ablösung des BAT durch den TVöD, TVSuED: Neue Instrumente, insbesondere im Bereich des Entgelts, brachten eine Fülle von neuen Aufgaben und Anforderungen mit sich. In der Praxis traten viele Probleme auf, die in Nachverhandlungen zwischen den Tarifparteien geklärt und in der Stadtverwaltung umgesetzt werden mussten. Dies führt zu immer neuen Anforderungen an Standardsetzung und Umsetzung.
· Dienstrechtsreformgesetz: Wie der TVöD verursacht das neue Beamtenrecht u.a. durch neue Instrumente (Erweiterung des Teilzeitrahmens, Änderung des bisher starren Laufbahnrechts mit neuen Ermessenspielräumen des Dienstherrn) einen Aufgabenzuwachs in der Personalwirtschaft.
· Weitere gesetzliche Regelungen, wie z.B. das Teilzeit- und Befristungsgesetz, das AGG (z.B. Einrichtung einer Beschwerdestelle), neue Regelungen zur Altersteilzeit und im SGB IX (BEM, Präventionsmaßnahmen) sowie die zunehmende Bedeutung des EU-Rechts (Erweiterung der Pflichten bei Stellenbesetzungen) erfordern erhöhte Personalkapazitäten. Außerdem ist im Sachgebiet Personalwirtschaft der Verantwortliche für die Integrationsmaßnahmen im Bürgermeisteramt und im Haupt- und Personalamt angesiedelt (Ziff. 3.2 Integrationsvereinbarung).
b) Aufgabenzuwachs durch generellen Wandel im öffentlichen Dienst, Auswirkungen der demographischen Entwicklung und des Fachkräftemangels 

Der öffentliche Dienst und insbesondere die Kommunalverwaltungen haben in den vergangenen Jahren vielfältige Veränderungen in den Strukturen, Finanzen und Aufgabenfeldern erfahren. Diese Entwicklungen werden sich auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Wertewandel/kultureller Wandel im öffentlichen Dienst, demografische Entwicklung, Fachkräftemangel, mehr Wiedereinsteiger/-innen, mehr Teilzeit, Fortschreiten der technischen Entwicklung mit Auswirkungen auf das Personal, veränderte Berufsbilder sind wesentliche Themen des Personalmanagements, die deutlich in den Vordergrund treten werden. Die zu beobachtenden Entwicklungen müssen deshalb aktiv begleitet werden, um die Sicherstellung des Angebots und der Qualität der vielfältigen Dienstleistungen der Stadtverwaltung mit gut ausgebildeten und motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu gewährleisten. Neben einer qualifizierten Beratung und Betreuung in der täglichen Arbeit sind deshalb auch Zielformulierungen und Konzepte zu aktuellen Themen zu erarbeiten, Maßnahmen zu konzipieren und umzusetzen. Gleichzeitig muss zukünftig  wegen der demografischen Entwicklung die Personalgewinnung intensiviert werden.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgaben wurden bereits bisher im Sachgebiet Personalwirtschaft der Abteilung Personalservice wahrgenommen. Die oben geschilderten Aufgabenzuwächse machen jedoch eine Personalaufstockung unabdingbar.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Aufgaben der Personalwirtschaft können nicht mehr in der gewohnten Qualität erbracht werden. Insbesondere die Erarbeitung von Konzepten zu aktuellen Themen und die Erarbeitung von Maßnahmen zur Umsetzung der neuen gesetzlichen Regelungen und weitere wichtige Aufgaben des Personalmanagements können ohne eine Stellenschaffung nicht im gewünschten Umfang erbracht werden.
4
Stellenvermerke

keine
